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Ems-Zeitung 19.10.1990 

DEZEMBER 1990 

 
Ems-Zeitung 03.12.1990 
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JANUAR 1991 

Boßeltour des SPD-Ortsvereins 
Angesichts des Krieges am Golf machten sich die Vorstands-

mitglieder Gedanken, ob es angebracht wäre, eine Boßeltour 

durchzuführen. Es gab dazu unterschiedliche Standpunkte. Bei 

dem Entschluss, diese Veranstaltung trotz des GoIfkrieges 

durchzuführen, war ein Gedanke ausschlaggebend. Die Ängste 

und Befürchtungen, die alle hatten, sollten nicht lähmen. Sie 

sollten verarbeitet und in Handeln umgesetzt werden. Es galt, 

nicht in Furcht zu erstarren sondern sich für die Aufgaben der 

Zukunft zu stärken. Wenn man mit Freunden unbefangen über 

die Bedrohung miteinander redete und sich gegenseitig Mut 

machte, könnte es leichter sein, für notwendige Veränderungen 

einzutreten . Dazu könnte auch eine solche Veranstaltung 

beitragen. Die Ablehnung des Krieges als Mittel der Politik 

steht für Sozialdemokraten außer Zweifel. Wir sollten uns aber 

nicht durch die gegenwärtige Situation, den Terror Sadam 

Husseins und die möglichen Kriegsauswirkungen einschüch-

tern und lähmen lassen. In der Vergangenheit starben 

Menschen durch Krieg und Hunger und es wird wahrschein-

lich auch in der Zukunft immer wieder so sein. Deshalb 

müssen und dürfen wir uns aber nicht unsere Lebensfreude 

nehmen 1assen. Sie gibt uns Mut und Stärke für unseren 

politischen Einsatz gegen die Ungerechtigkeit hier bei uns und 

in der übrigen Welt. Deshalb wurde die Boßeltour durchge-

führt,  auch wenn alle nicht ganz so ausgelassen wie sonst sein 

können oder wollen. 

 
Ems-Zeitung 30.01.1991  
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FEBRUAR 1991 

Entsendung deutscher Truppen in Krisengebiete 
Der SPD-Ortsverein Papenburg fasste folgenden Antrag für 

eine Resolution zum Unterbezirksparteitag am 9.3.1991 zur 

Entsendung von deutschen Truppen in Krisengebiete:  
„Liebe GenossInnen! In Sorge um eine deutsche Beteiligung 

am GoIfkrieg wenden wir uns an die SPD-Bundestagsfraktion 

mit folgendem Beschluss: „Wir appellieren an unsere 

Bundestagsfraktion, keinesfalls einer Grundgesetzänderung, 

die die Entsendung von deutschen Truppen in Krisengebiete 

ermöglicht, zuzustimmen.“  

(Beschluss der Mitgliederversammlung am 4.2.1991) 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Jugendhilfekosten im Emsland 
Peter Raske warnte als sozialpolitischer Sprecher des SPD-

Unterbezirks Emsland davor, voreilig die Kosten der Jugend-

hilfe im Emsland zur Diskussion zu stellen: „Will die CDU im 

Emsland eine Sparpolitik auf Kosten der sozial Schwachen?“ 

Mit der Diskussion aus Anlass des neuen KJHG über die 

Kosten der Jugendhilfe stellte der Oberkreis-direktor (OKD) 

die Absichten des neuen KJHG in Frage. 

Das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) wurde 1990 

unter Mitwirkung aller Parteien umfassend neu gestaltet. Das 

Ziel, Kinder und Jugendliche bei den Maßnahmen und 

Diensten der Jugendhilfe nicht mehr isoliert zu betrachten, 

sondern deren  Familie und sein soziales Umfeld einzube-

ziehen, wollte das KJHG auch durch eine Stärkung des 

Jugendamtes erreichen. Das Jugendamt erhielt eine nahezu 

uneingeschränkte örtliche und sachliche Zuständigkeit für die 

Durchführung der Aufgaben und die Gewährung der Leistun-

gen der Jugendhilfe.  

Für OKD Brümmer waren die Kosten der Jugendhilfe in 

Papenburg und Lingen zu hoch. Er stellte mit seiner Diskus-

sion über die Kosten der Jugendhilfe ihre Existenz in Frage. 

Für den großflächigen Landkreis Emsland hatten sich die 

eigenständigen Jugendämter im Süden mit Lingen und im 

Norden mit Papenburg für eine ortsnahe und flexible auf die 

örtlichen Bedürfnisse eingehende Jugendhilfe bewährt. Wollte 

der OKD diese aus "finanzpolitischen  Gründen" zur 

Disposition stellen? 

Tatsache war, dass das Jugendamt des Landkreises im 

Gegensatz zu den Jugendämtern von Papenburg und Lingen 

nur 19% der Leistungen pro Kopf der Bevölkerung, die diese 

Jugendämter aufwenden, für seine Jugendlichen gewährte. Es 

könnte der Verdacht entstehen, dass der Landkreis Emsland 

seine Aufgaben im Bereich der Jugendhilfe vernachlässigte. 

OKD Brümmer behauptete, es bestünden keine inhaltlichen 

Differenzen zwischen den Jugendämtern und dem Landkreis. 

Wenn das so wäre, warum provozierte er dann durch eine 

Diskussion über die Kosten, dass die Jugendämter in Lingen 

und Papenburg eventuell aufgelöst werden könnten und vom 

Landkreis übernommen würden?  

Der OKD irrte, wenn er glaubte, durch eine Zerschlagung der 

Jugendämter in Papenburg und Lingen  Kosten reduzieren zu 

können. Nach dem neuen KJHG hatten Kinder und Jugend-

liche ein Recht auf Förderung ihrer Entwicklung und auf 

Erziehung und die Maßnahmen der Förderung wurden 

gleichberechtigt nebeneinander gestellt. Es ließen sich also 

nicht, wie der Oberkreisdirektor es versuchte, z.B. Unterbrin-

gung in Pflegefamilien und Heimerziehung gegeneinander 

auszuspielen. Es war schon entlarvend, wenn der OKD 

einerseits argumentierte, es herrschten keine inhaltlichen 

Differenzen und gleichzeitig beklagte, dass der Kreis keine 

Weisungsbefugnisse gegenüber der Stadt Lingen hätte, wenn 

es um Kostenreduzierung ginge. Sollten in Zukunft die 

Kämmerer statt der Fachleute im Jugendamt über Hilfen zur 

Erziehung der Jugendlichen entscheiden? 

Wenn die CDU im Emsland das Wohl der Jugend im Auge 

hat, dann sollte sie ihren Oberkreisdirektor bremsen.  

 
Ems-Zeitung 16.02.1991 
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Ems-Zeitung 20.02.1991 



Oldletter:         SPD-Geschichten aus Papenburg  
10.11.2012                                                                                                                  Nr. 09 

Peter Raske – Am Kamp 31 – 26871 Papenburg – www.raske.net – peter@raske.net – 04961 5995 
Seite 6 von 8 

 
Ems-Zeitung 23.02.1991 

MÄRZ 1991  

 
Ems-Zeitung 06.03.1991 
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APRIL 1991 

 
Ems-Zeitung 26.04.1991 

MAI 1991 

 
Ems-Zeitung 14.05.1991 
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Forderungen zum ÖPNV 
Auf einer Vorstandssitzung begrüßte der SPD-Vorstand die 

verkehrspolitische Neuorientierung der SPD-Landesregierung. 

Die Verkehrspolitik der rot-grünen Koalition in Niedersachsen 

würde den Gemeinden und Landkreisen Anreize für die Erstel-

lung vernetzter Verkehrssysteme anbieten. Die Erstellung von 

OPNV-Systemen würde durch das Land unterstützt. Das Land 

würde die Investitionen der Verkehrsträger unterstützen, die 

Modernisierung des Verkehrsparks mitfinanzieren, regionale 

Verkehrsuntersuchungen verpflichtend den Landkreisen 

auferlegen. Die Betriebsdefizite könnten jedoch nicht vom 

Land finanziert werden.  

Der Vorstand der Papenburger SPD begrüßte, dass vom 

Verkaufserlös für die Mercedes-Teststreckenfläche ein 

Pilotprojekt für den öffentlichen Personennahverkehr 

finanziert werden konnte. SPD-Kreistagsabgeordneter 

Ferdinand Saalfeld sollte sich dafür einsetzen, dass dieses 

Pilotprojekt im Emsland angesiedelt würde. Manfred Berends 

begrüßte die Initiative des niedersächsischen Wirtschafts-

ministers, der im Bundesrat eine Änderung des Einkom-

mensteuer- und Straßenbaufinanzierungsgesetzes erreichen 

wollte. Niedersachsen würde darauf drängen, die Mineral-

ölsteuereinkommen auch für den Ausbau des Schienen-

verkehrs und des ÖPNV einzusetzen.  Peter Raske kritisierte, 

dass die Bundesregierung, die beschlossene Mineralölsteuer-

erhöhung um etwa 12 Milliarden Mark voll zur allgemeinen 

Haushaltsdeckung nutzen wollte. Berhard Bloem regte an, dass 

in Papenburg neue Wege im Öffentlichen Personennahverkehr 

gegangen werden müssten. So könnte z.B. eine übertragbare 

Umweltschutzmonatskarte, ein Bus-Rufsystem oder ein 

Discobus eingeführt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ems-Zeitung 16.05.1991 

 

 


